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US - Lebensmittelhilfe für die Zone 
von Moskau und Pankow abgelehnt!

Berlin (Eigenmeldung). Die Sowjetzonen-Regierung und der 
sowjetische Außenminister Molot#w haben das Angebot Präsi­
dent Eisenhowers, zur Verbesserung der Versorgung der So­
wjetzonenbevölkerung Lebensmittel im Werte v®n 15 Millionen 
Dollar (über 60 Mill. DM) zur Verfügung zu stellen, ab gelehnt. 
In einer Erklärung des So- in den letzten Tagen mit dieser

wjetzonen-Presseamtes wird das 
Angebot als ».Beleidigung“ be­
zeichnet. Die Sowjetzone sei auf 
Lieferungen der USA nicht an­
gewiesen.

Auch in der Moskauer Ableh­
nung wird die Lebensmittelkrise 
der Sowjetzone geleugnet: Die 
Sowjetregierung habe „kraft der 
zwischen der Sowjetunion und 
der DDR bestehenden festen 
freundschaftlichen Beziehungen 
auch früher schon die deutsche 
Bevölkerung mit Lebensmitteln 
unterstützt“.

Briefwechsel zwischen 
Bonn und Washington

Dem amerikanischen Hilfsan­
gebot, das der Sowjetunion am 
10. Juli gemacht wurde, war ein 
Briefwechsel zwischen Bundes­
kanzler Adenauer und Präsident 
Eisenhower vorausgegangen. In 
dem Schreiben Dr. Adenauers 
vom 4. Juli heißt es:

„Sehr verehrter Herr Präsi­
dent! In zunehmendem Maße er­
füllt die sieh immer weiter ver­
schlechtern de Lebensmittelver­
sorgung der sowjetisch besetz­
ten Zone die Bundesregierung 
mit großer Besorgnis.

Die Bundesregierung hat zwar 
bedauerlicherweise keine Mög­
lichkeit, den Menschen in der 
Sowjetzone den auf ihnen 
lastenden politischen Druck ab­
zunehmen. Sie hält sich jedoch 
für verpflichtet, alles in ihrer 
Macht Stehende zu tun, um die 
Bevölkerung nach Möglichkeit 
wenigstens vor dem Hunger zu 
-schützen.

Auch der Bundestag hat sieh

Frage befaßt und die Bundes­
regierung am 1. Juli in einer 
Entschließung ersucht, alle mög­
lichen Maßnahmen zu treffen, 
um schnellstens eine ausrei­
chende Versorgung der notlei­
denden Sowjetzone und Ostber­
lins mit Lebensmitteln sicher­
zustellen.

Die Bundesregierung beab­
sichtigt daher, in großem Um­
fang Mittel für Lebensmittelsen­
dungen in die sowjetisch be­
setzte Zone bereitzustellen. Ich 
würde es dankbar begrüßen, 
wenn auch die amerikanische 
Regierung bereit sein würde, 
sieh an dieser Hilfsaktion, die 
im Interesse der ganzen west­
lichen Welt liegt, zu beteiligen.

Ich darf daher die Frage auf­
werfen, ob Sie geneigt sein wür­
den, mit den zuständigen ameri­
kanischen Stellen in diesem 
Sinne Verbindung ‘ aufzuneh­
men.“

In dem Antwortschreiben des 
amerikänischen Präsidenten 
Eisenhower heißt es, der Brief 
des Bundeskanzlers bestätige 
Berichte des US-Oberkommis- 
sars Conant:

„Es liegt mir deshalb sehr 
daran, auf Ihren Appell be­
jahend zu antworten. Ich habe 
deshalb heute den amerikani­
schen Geschäftsträger in Moskau 
angewiesen, der Sowjetregie- 
rung Lieferungen von Lebens­
mitteln zur Verteilung an die 
Bevölkerung- Ostdeutschlands 
anzubietea.

Ich habe angeregt, daß zwi­

schen den Stäben des amerika­
nischen und sowjetischen Hohen 
Kommissars in Deutschland Ab­
machungen für die Verteilung 
getroffen werden, und daß eine 
Verteilung durch deutsche reli­
giöse Institutionen in. Betracht 
gezogen wird.“

Das Schreiben, das der US- 
Geschäfts träger in Moskau,
O. Shaughnessy, der Sowjetre­
gierung überreichte, weist auf 
die Lebensmittelschwierigkeiten 
in der Zone hin, die die Regie­
rung und die Bevölkerung der 
USA beunruhige.

Die US-Regierung habe sich 
deshalb entschlossen, „der So­
wjetunion . als Besatzungsmacht 
Lebensmitteliieferxmgen im 
Werte von etwa 15 Millianen 
Dollar zur Verteilung unter die 
Bevölkerung Ostdeutschland» 
anzubieten, darunter Getreide, 
Zucker, Fett, Sejaol und einig© 
andere Waren.“

Um den Lebensmitteimangel 
in der Zone möglichst schnell 
zu lindern, würden „die ersten 
Lebensrnittellieferungen unver­
züglich an die Zonen- und Sek­
torengrenzen in Deutschland 
herangeschafft.“

Am nächsten Tag lehnte Mos­
kau dieses Angebot bereits ab.

Bonn: Trotzdem helfen!
Bonn (Eigenmeldung). Bon­

ner Regierungskreise erklären 
zu der Ablehnung Moskaus, es 
sei bedauerlich, daß das auf­
richtige Hilfsangebot für dl© 
hungernde Bevölkerung der S«» 
Vvjetzone aus politischen Grün­
den abgelehnt werde. Jetzt 
k«mme es darauf an, starke 
private und kirchliche Hilfe für 
die notleidende Bevölkerung in 
Mitteldeutschland zu intensi­
vieren.
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Berija
W. 6 . Seit dem Tode Stalins 

hgt es an großen Sensationen 
aus Moskau wahrhaftig nicht 
gefehlt. Die bei weitem größte 
aber ist die Nachricht vom Sturz 
Berijas. Berija gehörte zu dem 
Triumvirat, das sich in die von 
Stalin hinterlassene Macht 
teilte; er war sozusagen der 
„zweite Mann im Staate“. An 
seinem Schicksal wird eindeutig 
klar, daß unter den Nachfolgern 
Stalins — was zwar vermutet; 
aber nicht eindeutig sichtbar 
wurde — ein sehr harter Kampf 
Um die Macht stattflndet. Mit 
dar politischen Liquidierung 
Berijas, die sicher mit der phy­
sischen enden wird, schließt der 
erste Akt dieses Dramas. Sr 
zeigt, was Stalin mjt dem Nim­
bus des absoluten Diktators 
alles zusammengehalten und ge­
bändigt hat, und was dann alles 
in Bewegung geriet, als ein ra­
scher Tod ihn überfiel.

Nichtssagende Anklagen
§0 Sicher also heute die Tat­

sache des Machtkampfes ist, so 
schwierig ist eg, die Motive sei­
nes Ausbruches im einzelnen 
Überzeugend zu klären. Ging es 
nur um die Macht, od|r ging es 
auch um den Kurs — um “den 
außenpolitischen Kurs vor 
allem? Aus dem sowjetischen 
Kommunique und dem offiziel­
len Kommentar der „Prawda“ 
ist hierüber selbstverständlich 
nichts zu entnehmen. Die Mos­
kauer Mitteilungen gleichen 
allen früheren Anklagen, mit 
depen Teilhaber der bolsche­
wistischen Macht von Lenin oder 
Stalin oder wem sonst liquidiert 
worden sind. Diese Mitteilungen 
sind im übrigen sehr wider­
spruchsvoll. Einerseits wird Be­
rija vorgeworfen, Anordnungen 
des ZK und der Regierung zur 
Korrektur von Willkürakten ge­
hemmt zu haben. Dann wäre er 
also ein ganz ausgezeichneter 
Kommunist nach dem Bilde 
Stalins, des Programmatikers 
jeder Willkür. Andererseits soll 
er versucht haben, „nationali­
stische Elemente der bürger­
lichen Überbleibsel“ , von deren 
Dasein wir auf diese Weise er­
fahren, als Agent des internatio­
nalen Imperialismus zu aktivie­
ren. In diesem Falle wäre er 
das, als was die „Prawda“ ite

brandmarkt: ein „bürgerlicher 
Renegat“. W ir kennen diesen 
Test und seine Melodie aus der 
jahrzehntelangen Geschichte 
kommunistischer „Justiz“. Er ist 
in Moskau so üblich und billig 
wie in Pankow, wo zuletzt der 
Juni-Aufstand als das Werk 
ausländischer Agenten und Pro­
vokateure bezeichnet worden ist. 
Klare Anhaltspunkte also gibt 
es nicht dafür, daß es zwischen 
Berija und Malenkow haupt­
sächlich um den „richtigen" 
Kurs der sowjetischen Politik 
gegangen ist.

Kampf um Macht 
Vielleicht ist es richtiger, daß 

eg mehr um die Macht ging. 
Schon früher war bekanntge­
worden, daß Berija im Bereich 
der Polizei und Verwaltung eine 
robuste Hausmaeht-Politik be­
trieb. überall imt er versucht, 
„seine“ Leute in maßgebliche 
Positionen ZU setzen. „Bei. sei­
nen ruchlosen Machenschaften 
zur Ergreifung der Macht“, go 
Wird dieses Bestreben in den 
Moskauer Veröffentlichungen ge­
deutet, „versuchte Berija, das 
Innenministerium über die Par­
tei und die Regierung zu stel­
len“. Auch andere Formulierun­
gen der Moskauer Veröffent­
lichungen lassen vermuten, daß 
es mehr um die persönliche 
Macht als um den politischen 
Kurs ging.

Unruhe im Ostblock 
In diesem hintergründigen 

Dunkel ist es also nicht leicht, 
aus dem Gewaltsieg Malenkows 
über Berija irgendwelche siche­
ren Folgerungen hinsichtlich des 
Kurses der sowjetischen Politik 
abzuleiten. Diese Klärung kön­
nen eindeutig nur die kommende 
Entwicklung und eine Aktion 
diplomatischer Erkundung brin­
gen, der Mpskau mit klaren 
liandlungen und nicht mit 
dunklen Phrasen antworten 
muß. E i n e  Folgerung aber ist 
erlaubt: Der ganze sowjetische 
Block befindet sich in einem Zu­
stand außerordentlicher Labili­
tät. Ganz oben sehen wir einen 
mit brutalsten Mitteln geführten 
Machtkampf, und unten — we­
nigstens in den Außenbezirken 
der sowjetischen Herrschaft — 
erleben wir die Revolte unter­
drückter Völker. Weder das eine 
noch das andere ist heute end­
gültig abgeklungen und been­
det. Beides hängt wahrscheinlich 
auch zusammen. ®n Staat, jn

dem es möglich ist, daß im 
Amtszimmer höchster Macht­
haber plötzlich ein Polizeikpm- 
mando erscheint und den bisher 
amtlich Umjubelten verhaftet, 
ächtet und einer sehr automa­
tischen Justiz als Verbrecher 
ausliefert — ein solcher Staat 
bringt immer neue Überraschun­
gen. Wo die Führung davon ab­
hängt, wer von den Mächtigen 
den Rivalen zuerst umbringt, 
dort ist gewiß kein geordneter 
und gefestigter Staat, sondern 
ein Apparat, der nur zu dem 
fähig ist, was die Gewalt ver­
mag. Das ist leider noch viel. 
Das kann sogar furchtbar sein. 
Wir haben es in Deutschland 
selbst erlebt. Die Geschichte 
aber lehrt, daß ein solcher 
Staat einmal auch an die Gren­
zen seiner Gewalt stößt und 
dann von dem Volke selbst oder 
von neuen Führern neu geord­
net wird.

Einheitliche West-Politik!
Wie immer die sowjetische 

Entwicklung nach Stalins Tode 
ausgehen mag: die einzig ent­
scheidende Frage, die aber zu­
gleich am wenigsten beantwortet 
Werden kann, ist die, Pb Uhd 
wann, der Staat auf dem Ge­
biete der Sowjetunion sich zu 
politischen Grundsätzen beken­
nen wird, mit denen er aufhören 
Würfle, der Störer und Zerstörer 
einer friedlichen Ordnung der 
Welt zu sein. Für den Westen 
ergibt sich deshalb aus der 
neuen Situation in Moskau die 
Pflicht zur äußersten Wachsam­
keit, aber auch zur vernünftigen 
Bereitschaft, positive Chancen 
klug zu nutzen. Wir brauchen 
jetzt erst recht eine einheitliche 
Politik des Westens, die aus ge­
meinsamer Starke allen guten 
und weniger guten Möglichkei­
ten, das heißt sowohl denen 
einer Entspannung als auch de­
nen des Kalten Krieges, ausrei­
chend gewachsen ist.

Dramatischer Kampf
Moskau(AP/BPA>. Per Verhaf­

tung des sowjetische* Polizei- 
ehefs. Berija ist, wie erst jetzt 
bekannt wird, ein dramatischer 
Kampf vorausgegangen, Nach 
diesen Meldungen hat Malenkow 
motorisierte Sondereinheiten und
Panzer eingesetzt, die den Land­
sitz Berijas bei Moskau umstell- 
tejj. Erst nach einem blutiges 
Kampf mit der Leibwache ge­
lang es, Berija s habhaft zu 
werde*.



Vorarbeit 
für die Einheit

Berlin (EigeümelüMig). Eine 
Plenarsitzung des FsrscIiilügS- 
Beirates für die WiedSiveiSifli- 
gniig Deutsch liimls fand unter 
dem Vorsitz des Staatssekretärs 
Thedieck vom BundesmifliSte- 
riUffl für gesamtdeutsche Fra­
gen im Berliner Bundeshaus 
stfttti

Hs wurden in dieser Sitzung 
eine Reihe von Fragen behan­
delt, die nach der Wiederver­
einigung in Frieden und Frei­
heit zu lösen sind. Im besonde­
ren handelt es sich u. a. um die 
volle Ausnutzung der vorhande­
nen Arbeitsmöglichkeiten und 
um die Förderung der Ronsum- 
güterindüstrie.

Weiter wurden die Probleme 
erörtert, die sich aus der jetzi­
gen außerordentlichen Belastung 
des KehäUfflä in der Sowjetzone 
ergeben, und schließlich wurden 
Maßnahmen empfohlen, die mit 
der Abschaffung der sowjeti­
schen Zwangswirtschaft auf dem 
landwirtschaftlichen Gebiet ift 
Zusammenhang stehen.

Die Beschlüsse wurden der 
Bundesregierung zugeleitet.

Freier 
Interzonenverkehr I

Frankfurt a, M. (DPA). Der 
gescliäftsführende Vorsitzende 
der Exil-CDU der ßowjetzoüe, Dr. 
3. B. Gradl, forderte auf einer 
CDU-Versammliing in Frankfurt 
freien Reiseverkehr Zwischen 
dem Bundesgebiet und der So- 
tvjetzöile.

Br schlug der Bundesregie­
rung vor, die drei Oberköm- 
miäsare der Westmächte zu bit­
ten, sieh bei ihrem sowjeti­
schen Kollegen Semjonow für 
einen Verzicht auf Interzonen- 
pässe und Aufenthaltsgenehmi­
gungen beim Personenverkehr 
¿Wischen der Sowjetzöne und 
dem Bundesgebiet einzusetzen.

Zeltlager 
für Ostberliner Kinder
Berlin (Eigehmeidung). Die 

ift Westberlin eingerichteten 
Zeltlager sollen vom 10. August 
an auch für Ostberliner Kinder 
zur Verfügung gestellt werden. 
Da die Ferientermine in West­
berlin früher liegen als im Ost- 
sektör, ist diese Regelung ge­
troffen worden.

H. S. Der Forschungsbeirat 
für die Wiedervereinigung 
Deutschlands beim Bundesmini- 
ster für gesamtdeutsche Fragen 
hat in Berlin eine zweitägige 
Besprechung gehabt, deren Er­
gebnis wir nebenstehend ver­
öffentlichen. Dieser Forschungs­
beirat hat sich immer des be­
sonderen Interesses der sowjet­
deutschen Regierung erfreut. 
Er wurde verhöhnt, seine Arbeit 
und ihr Zweck sogar verdäch­
tigt. Daß der Forschungsbeirat 
nicht geschlafen hat, darüber 
hat der Bundeskanzler in der 
letzten außenpolitischen Aus­
sprache schon einige Andeutun­
gen gemacht, indem er darauf 
hinwieä, welche Vielfalt von 
Problemen, gerade auf ' wirt­
schaftlichem und sozialem Ge­
biet, es bei der Wiedervereini­
gung zu lösen gilt und Welche 
Vorarbeiten geleistet wurden.

Diese Probleme sind in den 
anderthalb Jahren seit der 
Gründung des Forschungsbei­
räte« infolge der Verschärfung 
des kommunistischen Kurses in 
der Sowjetzon® viel schwieriger 
geworden. Die Enteignungen, 
die Schaffung riesiger staats­
kapitalistischer Monopole auf

Dem Tag X näher
dem Gebiet der Industrie wie 
des Handels, die fast völlige 
Ausrottung der privaten Wirt­
schaft, die Ausbeutung von 
Mensch und Material haben 
Verhältnisse geschaffen, die 
schließlich zur Explosion am
16. und 17. Juni geführt haben 
und beweisen, wie unerträglich 
die Verhältnisse in der Sowjet­
zone dank der Politik der öst­
lichen Machthaber geworden 
sind.

Würde man die nach der 
Wiedervereinigung fälligen Auf­
gaben dem freien Spiel der 
Kräfte überlassen, so würden 
neue Gefahren für die Sowjet­
zone heraufbeschworen werden. 
Wenn man auch nicht viel von 
der Arbeit des Forschungsbei­
rates gehört hat, so erweist sieh 
jetzt, wie notwendig die Vor­
bereitungen gewesen sind. Wir 
hoffen, daß der Forschungsbei­
rat die Wege gefunden hat, um 
den Landsleuten aus der So­
wjetzone nach dem Tage X  Er­
leichterungen ihres bisher so 
harten Schicksals zukommen zu 
lassen und sie auf schnellstem 
Wege an den Lebensstandard im 
Westen Deutschlands heraözü- 
führen.

Schlag gegen die KPD
Wiesbaden (DPA). Der hes­

sische Innenminister Zinnkann 
hat für die nächste Zeit alle 
Kundgebungen der KPD nnter 
freiem Himmel verboten. In 
einem Erlaß an die Pslizei- 
Dienststeilea Hessens weist er 
darauf hin, daß sie in jedem 
Fall eine unmittelbare Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung seien, da die Be­
völkerung nach den Juni-Ereig­
nissen im sowjetischen Besatz- 
zung'Sgebiet gegen die KPD auf­
gebracht sei.

Anklage gegen SSD-Anwa!t
Berlin (EigenmeldUhg), Der 

Generalstaatsanwalt beim West­
berliner Landgericht hat gegen 
den Rechtsanwalt Dr. Kaul 
(SED) Anklage wegen übler 
Nachrede erhoben. Kaul wird 
beschuldigt, den Leiter der Kri­
minalpolizei, Wolfram Sangmei­
ster, im Zusammenhang mit dem 
Fall Zunker verunglimpft zu 
haben. Außerdem hat der Gene- 
ralgtäAtsanwait beim Kämrner-

gericht gegen Dr. Kaul ein Ver­
fahren angestrengt, das die Zu­
rückziehung seiner Zulassung 
als Rechtsanwalt zum Ziel hat.

Beweise 
fü r  Rechtsverletzung
Berlin (DPA). Dokumente 

Uber die nach der Verkündung 
des „neuen Kurses“ der SED 
und in Zusammenhang mit der 
Niederschlagung dès Juni-Auf- 
standeS in der Sowjetzone be­
gangenen Rechtsverletzungen 
stellt gegenwärtig der Uüter- 
suchungsaüssehuß freiheitlicher 
Juristen zusammen. Diese Ur­
kunden sollen dem internationa­
len Juristenausschuß in den 
Haag übermittelt Werden, der 
sie den Vereinten Nationen vor­
zulegen beabsichtigt.

Alle Personen, die Angaben 
machen können, werden ge­
beten, diese dem . Unter­
suchungsausschuß freiheitlicher 
Juristen (Berlin - Zehlendorf- 
West, Limastraße 29, Téléfoft 
84 63 23) zu übermitteln.



Deutsche Frage im Vordergrund
Die Außenmmisterkonferenz; in Washington

Washington (DPA/AP). In 
Washington begann am 10 .7. 
die Konferenz der Außenmini­
ster der drei Westmächte, zu 
deren Haup tb eratu ng s themen
die deutsche Frage gehört, die 
durch den Aufstand vom
17. Juni besonders dringend ge­
worden ist. Zn diesem Punkt 
liegt den Außenministern das 
Sofortprogramm der Bundes­
regierung zur Wiedervereini­
gung Deutschlands vor.

Am ersten Sitzungstag kamen 
die Außenminister zu folgenden 
vorläufigen Beschlüssen:
* 1. Der Sturz Berijas könnte 
«ine schärfere Politik des 
Kremls gegenüber dem Westen 
einleiten.

2. Der verstärkte Widerstand 
und die Demonstrationen in der 
Sowjetzone und den Satelliten­
staaten haben ihre Ursache zum 
.Teil in der vom Westen verfolg­
ten festen Politik.
_ 3. Die NATO-Länder müssen 
in der gegenwärtig vorgezeich­
neten Richtung Weiterarbeiten, 
worunter auch'die Ratifizierung 
des BVG-Vertrages und schließ­
lich der Zusammenschluß Euro­
pas zu verstehen ist.

Im Mittelpunkt des zweiten 
Tages standen die Deutschland­
frage und die damit zusammen­
hängenden europäischen Vertei­
digungsprobleme.

Die Minister berieten auch das 
Sofort-Programm Dr. Adenauers

zur Wiedervereinigung und die 
Entwicklung in der Sowjetzone, 
wobei ein wachsendes Verlangen 
nach Wiedervereinigung beider 
Teile Deutschlands festgestellt 
wurde.

Auch die Frage eines Vier- 
mächtetrefliens ist auf der Kon­
ferenz zur Sprache gekommen. 
Wie verlautet, waren die Außen­
minister darin einig, daß ein 
solches Treffen erst nach den 
deutschen Bundestagswahlen 
angestrebt werden solle.

Später wurden die Außenmini­
ster von Präsident Eisenhower 
empfangen, der mit ihnen die 
-Entwicklung in der Sowjetunion 
besprach.

EVG ia  Holland und 
Belgien

Ben Haag (DPA). Das hollän­
dische Parlament hat den Be­
ginn der Debatte über den 
EVG-Vertrag auf den 21. Juli — 
vor Beginn der Ferien — fest­
gesetzt.

Dagegen hat das belgische 
Abgeordnetenhaus am Donners­
tag vorgeschlagen, die EVG-De- 
batte erst am 15. September zu 
beginnen.

Charlottesville (Virginia) (AD). 
Der stellvertretende Leiter der 
Deutschland-Abteilung im XJS- 
Außenministerium, Lewis, gab 
seiner Überzeugung Ausdruck, 
daß der EVG-Vertrag trotz der 
sowjetischen Opposition ratifi­
ziert und in Kraft treten wird.

53 Millionen unterstützen Sowjetzone
Erklärung des internationalen Bandes freier Gewerkschaften

über freie Wahlen in ganz 
Deutschland hinzu wirken und

Stockholm (AP). Auf dem drit­
ten Kongreß des Internationalen 
Bundes freier Gewerkschaften 
(IBfG) in Stockholm haben die 
Vertreter von 53 Millionen Ar­
beitern aus über 50 Ländern 
der freien Welt in einer Reso­
lution den Flüchtlingen ans den 
Ländern hinter dem Eisernen 
Vorhang jede Unterstützung zu­
gesichert. Die an dem Kongreß 
teilnehmenden amerikanischen 
Gewerkschafts - Organisationen 
AFL und CIO haben ferner Prä­
sident Eisenhower telegrafisch 
ersucht, auf die unverzügliche 
Aufnahme von Verhandlungen

Eisenhower: Wieder Vereinigung!
Washington (DPA/AP). Auf 

seiner wöchentlichen Pressekon­
ferenz hat sich Präsident Eisen- 
hovrer erneut für die Wieder­
vereinigung Deutschlands aus­
gesprochen und sich mit 'Nach­
druck für die Abhaltung freier 
Wahlen eingesetzt.

Auf die Frage, ob das EVG- 
Projekt zugunsten der Wieder­
vereinigung zurückgestellt wer­
den sollte, antwortete der Prä­
sident fest, er sei der Auf­
fassung, daß in Deutschland
freie Wahlen abgehalten wer­
den könnten, gleichgültig, ob
Deutschland der EVG angehöre 
oder nicht.

Symbol des Pollzeisiaates
Washington (DPA/ AP). „In

Ostberlin, in der Sowjetzone
und in anderen Satelliten-Staa-

ten hat die Bevölkerung neue 
Hoffnung geschöpft. Die Frei­
heit liegt wieder in der Lu ft 
Freie Wahlen ist das Schlag- 
wort, das die unterdrückten Völ­
ker anstachelt. In der Sowjet­
union- selbst, ist Berija, der 
Kopf und das Symbol des Poli­
zeistaats, verhaftet worden. Eine 
neue Erschütterung bereitet sich 
vor.“ Das erklärte der amerika­
nische Außenminister Dulles.

Ein Märchen
London (AP). Durch die De­

monstrationen der deutschen 
Arbeiter in der Sowjetzone sei 
das sowjetische Märchen von 
der „Volksdemokratie“ zerstört 
worden, erklärte der Schatz­
kanzler der früheren britischen 
Labour-Regierung, Gaitskell,

die Initiative zur Unterstützung 
der Arbeiter im sowjetisch be­
setzten Teil Deutschlands in 
ihrem Kampf gegen den sowje­
tischen Totalitarismus zu er­
greifen.

„In die Geschichte des Kamp­
fes der Menschheit um die Frei­
heit wird der 17. Juni als Ge­
denktag eingehen, an dem hel­
denhafte deutsche Arbeiter eine 
Schlacht nicht nur für sich 
selbst, sondern für alle freien 
Menschen schlugen“, heißt es in 
dem Telegramm.

In der Resolution des IBfG 
wird der 17. Juni, „der Tag der 
spontanen Erhebung der ost­
deutschen Arbeiter“ , als ein 
„Fanal der Entschlossenheit 
aller Arbeiter“ bezeichnet, sich 
nie der Tyrannei zu beugen.

Vor der Abstimmung über 
die Entschließung hatte ein 
junger Arbeiter aus Halle den 
Delegierten über den Volksauf­
stand in der Sowjetzone be­
richtet. Ein Ostberliner Arbei­
ter gab einen dramatischen Be­
richt über die Unruhen im Ost­
sektor.

Der amerikanische Gewerk­
schaftsführer Walter Reuther 
beantragte die Einsetzung eines 
Ausschusses der freien Gewerk­
schaften zur. Untersuchung des 
Aufstandes am 17. Juni in Ost- 
berlin und der Sowjetzone. Der 
Ausschuß soll ferner die soziale, 
politische und wirtschaftlich© 
Lag© in Ostberlin untersuchen«



Ulbrichts Poiitik — der Anfang vom Ende
Ein  Jahr „A u fb a u  des Sozialism us“  —  D ie P a rte ik on fe ren z  vom  Ju li 1952

In  dem A rtikel, den W ilhelm  Pieek kürzlich aus der Sow jet­
union schickte, stand der interessante Satz, daß sich die Lage 
in der Sowjetzone besonders im letzten Jahr verschlechtert 
habe. Das war deutlich —  denn das letzte Jahr der politischen 
Entwicklung in der „D D E“  war Ulbrichts W erk. Der SED-Ge- 
neraisekretär proklam ierte die Volksdemokratie vor genau 
zw öll Monaten atii dem I I .  Parteikongreß der SED in der W er- 
ner-Seeienbinder-Halle vom 9. bis 12. Juli 1952. W ar das Leben 
in der Sowjetzone bis dahin schwer, so wurde es nun uner­
träglich. Von den Beschlüssen des Juli 1952 führt eine gerade 
L in ie  zur Hungersnot in der Zone und zum Aufstand des 
I I .  J uni 1953. Sie waren der Anfang vom Ende.

Es lohnt, noch einmal nach- 
zureehnen, was U lbricht vor 
einem Jahr verkündete. W er 
erinnerte sich noch daran, daß 
bis zum 9. Juli 1952 das W ort 
„sozialistisch“ fü r  die Zone 
ängstlich vermieden wurde und 
man ausschließlich von einer 
„antifaschistisch - demokrati­
schen“ Ordnung sprach, die 
man je tz t m it H ilfe  der Block­
politik  w ieder in den Vorder­
grund schieben mochte? W er 
dachte zuletzt noch daran, daß 
erst seit dem Juli 1952 der 
„planmäßige Aufbau des So­
zialismus“ auf den Menschen 
der Zone lastete? überblickt 
man das Gesamtergebnis der 
Ulbriehtselien Befehle vom Som­
mer 1952, dann kommt eine er­
schütternde L is te  zusammen.

Allmacht des Staates

Zunächst verkündete Ulbricht 
den „planmäßigen Aufbau des 
Sozialismus". A ls Vorausset­
zung fü r diese Umwandlung 
wurde beschlossen, daß der 
Staat allmächtig sein müsse: 
„Das Hauptinstrument beim 
Aufbau des Sozialismus ist die 
Staatsmacht. Sie muß deshalb 
auf allen Gebieten des öffent­
lichen Lebens entscheidend ver­
stärkt werden.“

W ie  diese „Verstärkung“ aus­
zusehen habe, wurde sofort 
konkret festge legt: die Länder, 
die Länderregierungen und 
Parlamente als letzte Reste 
einer demokratischen Verw al­
tungsform wurden aufgelöst. 
Der zentralistische Staat ent­
stand.

G leichzeitig verkündete U l­
bricht die Ablösung des Straf- 
rechtes und der bürgerlichen 
Gesetzgebung durch ein neues 
„sozialistisches Recht“ .

Auch der SSD wurde von U l­
bricht vor genau einem Jahr 
legalisiert. D er SED-Gsneral-

sekretär proklam ierte „die a ll­
seitige Stärkung und Unter- 

' Stützung der Organe der Staats­
sicherheit“ .

Der Kolekosen-Befehl 
In  einem Staat, der keine 

Selbstverwaltung und nicht ein­
mal mehr abendländische Ge­
setzgebung dulden wollte, durfte 
es auch keine selbständigen B e­
völkerungsgruppen mehr geben. 
Ulbricht verkündete die B ildung 
von Produktionsgenossenschaf­
ten. Daß diese Kolchosen 
„selbstverständlich fre iw illig “ 
zu bilden seien, wurde schon 
wenige Monate später von U l­
bricht selbst w iderrufen. Zum 
Kam pf gegen alle „Großbauern“ 
m it über 20 ha Landbesitz gab 
U lbricht den Startschuß.

Auch die weitere Enteignung 
des privaten Besitzes an Betrie­
ben wurde angeordnet und die 
restlose Vernichtung der „bür­
gerlichen Ideologien" befohlen.

Kanonen statt Bnttev 

Zur Volksdemokratie gehörte 
die Volksarmee. U lbricht pro- 
klam ierte sie in a ller Form.

M it einem Federstrich w ur­
den im Interesse der Aufrü ­
stung alle Versprechen auf eine 
Erhöhung des Lebensstandards 
der Bevölkerung weggewischt. 
Ulbricht sagte deutlich genug, 
daß es nun Kanonen statt But­
ter geben werde: „D ie Siche­
rung der Verteid igungsfähigkeit 
fordert gewisse m aterielle und 
finanzielle Aufgaben,“  B ei der 
„Erfü llung bestimmter Voraus­
setzungen zur Steigerung der 
Arbeitsproduktivität“  werde man 
aber den Fünfjahresplan trotz­
dem erfüllen.

Die Iformenseliraube 
Das Volk also sollte die 

Volksarmee bezahlen. Durch 
W ettbewerbe und Übersoll. D ie

52

Nonnenschraube wurde offiziell 
beschlossen und zynisch zuge­
geben, daß die Norm  über das 
Vermögen des einzelnen A rbei­
ters hinausgehen müsse: „D ie 
technisch begründete Norm  lieg t 
etwa zwischen der höchsten A k­
tivistenleistung und der Durch­
schnittsleistung“. D ie Ak tiv i- 
stenkollektive, die „sozia listi­
schen W ettbewerbe“ , *die Spar­
samkeitsbefehle, Senkung des 
Materialverbrauchs —  alles das 
datiert vom I I .  Parteikongre,ß 
W alter Ulbrichts. Und der Vor­
sitzende des FDGB, Warnke, 
stimmte damals e ifr ig  zu: „D er 
FDGB muß die W ettbewerbs­
bewegung vertiefen und verbes­
sern.“

W as man den Arbeitern als 
Gegenleistung bot ? Schärfere 
Beaufsichtigung durch die SED, 
noch mehr „ideologische Schu­
lung“ und die Zusicherung, daß 
die Konsumgüterindustrie ganz 
verkümmern werde zugunsten 
von Kanonen und Panzern.

In  einigen Nebensätzen deu­
tete der SED-Diktator an, daß 
seine Pläne über das, was er 
im  Juli 1952 verkündete, noch 
hinausgingen. E r w etterte gegen 
die Studentenpfarrer —  die V er­
fo lgung der Jungen Gemeinde, 
der Kirchenkampf, waren spä­
ter die Folge. Das letzte Ziel, 
der Entzug der Lebensm ittel­
karten fü r die gesamte Bevöl­
kerung, wurde nicht mehr er­
reicht.

Man möchte je tz t vorgeben, 
daß alles rev id iert w erden , solle 
— und bietet wenige Verbesse­
rungen an, die gegenüber den 
Beschlüssen des Ju li 1952 un­
bedeutend sind. W o llte  man 
wirklich einen „neuen Kurs“  — 
Ulbrichts gesamter Parteikon­
kreß müßte liquid iert werden. 
Und das hieße: W iedereinfüh­
rung der Länder, Länderregie­
rungen, Länderparlamente; A u f­
hebung aller seit Juli 1952 er­
lassenen Gesetze und Verord­
nungen; Auflösung des SSD; 
Auflösung a ller landwirtschaft­
lichen Produktionsgenossen­
schaften; Auflösung der Volks­
armee; Beseitigung aller seit 
Juli 1952 (und nicht seit A pril 
1958) festgesetzten Normen. Ehe 
das nicht geschieht, hat die SED 
nicht das Recht-, von einem 
„neuen Kurs“  zu sprechen.
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haben polnische Zeitungen in 
den letzten Tagen offen zuge­
geben, daß im Lände weit ver­
breitete Unzufriedenheit herr­
sche. Die Hauptgründe hierfür 
seien die Knappheit an Köii- 
sumgütern und die hohen Preise 
wichtiger Lebensmittel.

Nach Meldungen Stockholmer 
Zeitungen hat die polnische Re­
gierung die Grenz- und Küsten­
polizei verstärkt und einzelne 
Streifen an der Ostseeküste mit 
Stächeldräht abgesperrt.

Säuberungswelle nach Berijas Sturz
Folgen der Machtkämpfe für die Satelliten 

London (AP/DPA/Eigenmeldimg). Nach der Absetzung' und 
Verhaftung des sowjetischen Innenministers Und Polizeicliefs 
Berija wird in den Hauptstädten der -westlichen Weit mit einer 
neuen Serie von Säuberungen und Sehäüprözessen gegen „Pär- 
teïfeindê“ und Anhänger Berijas gerechnet. Gleichzeitig Wird 
die Frage aufgeworfen, weiche Bolle die Böte Armee in den 
vermutlich nun noch folgenden Kämpfen um die Macht ein- 
nehnten wird. In Washington hält man es auch nicht für aus­
geschlossen, daß die Sicherheitsorgänisatiön der Sowjetunion, 
die bisher Berija unterstand, GegeUSchrittfe unternimmt.
Die Reaktion in den westli­

chen Hauptstädten auf die Ver­
haftung berijas umfaßt von der 
Förderung, die »Gelegenheit 
auszüttutzen“, bis zu Stimmen, 
die vor der Hoffnung auf einen 
beginnenden Zerfall der sowje­
tischen Macht warnen, eine Viel­
zahl von Äußerungen. Man rech­
net damit, daß die letzte Ent­
scheidung im Kreml noch nicht 
gefallen ist*.

Allgemein wird von politi­
schen Beobachtern in den West­
lichen Hauptstädten die Ansicht 
vertreten, daß die Absetzung 
Berijas nur der Beginn der 
Auseinandersetzung innerhalb 
der sowjetischen Hierarchie séi.

Der Roten Armee wird in 
êtwa noch folgenden weiteren 
Auseinandersetzungen große 
Bèdeütuhg bèigemèsèen. So er­
klärte der Präsident der russi­
schen Emigräntenorgänisatiön 
in Belgien, das letzte Wort liège 
nun bei der Roten Armee, und 
ès werde vielleicht nicht lange 
dauern, bis sie handele. Die 
Opposition innerhalb der Roten 
Armée gegen die Regierung sei 
nach dem Kriege gewachsen.
Zu Viele Russen hätten inzwi­
schen die Verhältnisse in Eurö- 
pa kennengélèrftt.

Auch in der Tscheche!?
Wi§fl (AP). TsehêchôslôWâki- 

êchë Ehligrâhtêiikrêisè in Wiêh 
erklärten, die Auswirkungen 
des Sturzes von Bêrija würden 
sich in erster Linie in der 
Tschechoslowakei zeigen. In 
Prag spiele sich bereits seit 
einiger Zeit hinter dên Kulissen 
ein Machtkampf zwischen 
Staatspräsident Zapotöcky und 
Ministerpräsident Siroky äb.

Polen sichert Grenzen
Warschau (AP/DPA). Die pol­

nische Regierung hat Berichte 
über einen Ausnahmezustand in 
Polen dementiert. Demgegenüber

Hungersnot erzwingt 
Zugeständnisse

Wien (AP). Her Lebeiismittei- 
maiigel in den kommunistischen 
Satellitenstaaten in Gsieiiropa 
hat offensichtlich die Regierun­
gen dei* Tschechoslowakei und 
Ungarns dazu gezwungen, wei­
tere Zugeständnisse gegenüber 
den Arbeitern ttiid Bauern zu 
machen.

Die Prager Regierung be­
schieß, das Gesetz abzUschäffen, 
d&mzüiölge jeder mit Zwangs­
arbeit bestraft Werden käiin, 
der viermal unentschuldigt der 
Arbeit fernbleibt.

Die Ungarische Regierung hat 
angeordhet, däß älien Bauern 
Steuerermäßigungen oder -be- 
freiüngen zu gewähren sind, die 
Mißernten zu erwarten haben.

in den Arb eitervörorten von 
Budapest soll es zu Unruhen 
und Verhaftungen gekommen 
Sein.

Versprechungen au f Zeit
R» Ma. Noch nicht einen Mo­

nat, nachdem der Bevölkerung 
der Zone ein „neuer Kurs“ ver­
kündet wurde, begleitet von 
heftiger Selbstkritik der zustän­
digen Machthaber, kommen die 
gleichen Meldungen aus Ungarn. 
Dort ging man sogar noch wei­
ter: Zusätzlich zu allen Verspre­
chungen auf besseren Lebens­
standard, Einschränkung der 
Rüstungsindustrie Und Milde­
rung des volksdemokratischen 
Reglements trat der allmächtige 
Ministerpräsident RakoSi zurück 
— allerdings wohl nur, um auf 
dem Wege über die KP weiter 
zu herrschen. Schließlich tut der 
Kommunismus sogar in Rumä­
nien einen Schritt rückwärts: 
Dort versprach man der Bevöl­
kerung höhere Rationen.

Dièse Gleichförmigkeit der 
Ereignisse wird niemand als Zu­
fall déUtèn. Allzu klar ist es, 
daß die entsprechenden Befehle 
aus Moskau kamen. Und das be­
deutet: Weder die Sowjetzone 
noch Ungarn sind durch ihre 
angeblich neue Politik auch nur 
Um das Geringste unabhängiger 
vom Kreml geworden. Sie füh­
ren nur etwas durch, was das 
„große Vorbild“ Vor dreißig 
Jahren bereits tat: Als damals 
die sowjetische Wirtschaft dank 
dès bolschewistischen Systems

ruiniert war, verkündete Lenin 
die „Neue ökonomische Politik“ 
(NEF). Er ließ die Zügel locke­
rer, die Bevölkerung schöpfte 
Hoffnung Und tat ihr Bestes, 
die Wirtschaft erholte sich — 
der Bolschewismus hatte seine 
Atempause. Einige Jahre später 
zog er die Schraube wieder än.

Aus Versprechungen äiif Zeit 
also besteht der „neue Kurs“, 
der jetzt im Ostblock die Runde 
macht. Und sehr tielSägend ist 
in diesem Zusammenhang die 
Bemerkung des heuen ungari­
schen Ministerpräsidenten* die 
Privatinitiative könne » no c h  
von großer Bedeutung sein“. Ein 
Betrug beginnt, den das russi­
sche Volk lange hinter sich hat. 
Daß er versucht Wird, besagt 
aber genug über die inneren Zu­
stände des Ostblocks: man ist 
wirtschaftlich am Ende. Man 
braucht die Atempause der 
KEP. Uiid zwar sehr dringend: 
sonst würde Moskau nicht ge­
rade jetzt indirekt seine Schwie­
rigkeiten eingestehen. Denn als 
Bluff-Versuch allein ist der 
J(neue Kurs“ nicht zu bewerten. 
Wer soli an eine wirkliche 
Besseruhg glauben, solange 
Polizei und Armee erhalten 
bleiben und die Kommunisti­
schen Parteien weiterhin die b&~ 
herrschende Rolle spielen l
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Bücherverbrennung
Erich L O f S t ,  Schrittsteller 

der DDR, klagt im sowjetzgna- 
leji Buchhändler - Börsenblatt 
Stein und Bein darüber, daß 
bei dem .Aufstand in Leipzig 
sowjetzpnale Bücher verbrannt 
worden sind.

Erich Loest knüpft bei seiner 
Klage dann an die Bücherver­
brennungen des Di’itten Rei­
ches an und schämt sich, daß so 
etwas in der DDR passieren 
konnte.

Loest zeigt, daß er den Sinn 
dieses Vojksaufstandes über­
haupt noch nicht erkannt hat. 
1983 handelte es sich darum, 
daß auf Befehl von Goebbels 
Bücher verbrannt wurden, die 
in einem freien Deutschland 
entstanden waren. Diesmal ist 
es die Volkswut gewesen, die 
sieh gegen kommunistische 
Srtiulungsbüeher und Lobhude­
leien gegenüber der Sowjet­
union wandte.

Erich Loest aber sagte: „Es 
wurden Bücher verbrannt, weil 
wir immer noch nicht genügend 
aus ihnen geiwnt haben."

Und er kommt zu folgender 
Schlußfolgerung: „Wir Schrift­
steller müssen bessere, wir­
kungsvollere Bücher schreiben.“ 
Ja, Erich Loest, das ist richtig, 
aber andere Bücher als Sie und 
Ihresgleichen. Ihre Bücher und 
die Bücher Ihrer Genossen wer­
den nie bei den Menschen der 
Sowjetzone Gegenliebe finden!

Nur flüstern . . .
Die Wandlung 

Otto Müller, bisher SED-Mitglied, gehört 
zu denen, die seit dem 17. Juni wissen, was 
mit „der Partei" eigentlich los ist. Ent­
schlossen geht er zur SEP-Kreisleitung und 
gibt sein Mitgliedsbuch zurück. Genosse 
Meier sieht, wie er nach' einiger Zeit wieder 
aus dem Geschäftszimmer herauskommt. Er 
ist neugierig, was Müller dort wohl gemacht 
hat: „Sag mal Genosse, was ist denn los?" 

Otto Müller lächelt seelenruhig:
„Nichts weiter", sagt er, „aber du kannst 

nun wieder Herr Müller zu mir sagen,"

.Kommt davon
In der Tschechoslowakei sind die Rationen 

Wieder einmal gekürzt worden. Die Arbeiter 
einer großen Fabrik beschließen daraufhin, 
in den Hungerstreik zu treten.

Qanz aufgeregt läuft der Genoss’e Direktor 
zur KP'-Leitung und berichtet von dem Hun­
gerstreik der Arbeiter.

Der oberste KP-Funktionär platzt vor 
Wut. „Das kommt davon!" sehreit er. „Ha­
ben wir nicht immer schon gesagt, ihr sollt 
ihnen gar nichts zu essen geben? Dann 
könnten sie jetzt keinen Hungerstreik 
machen!”

Gut informiert 
Bin Ausländskorrespondent interviewte 

kürzlich einen Einwohner der polnischen 
Volksrepublik. Er wunderte sich sehr. Der 
Pole sah elend und verhärmt aus, aber er 
versicherte, es gehe ihm blendend, und er 

sei der glücklichste Mensch auf 
der Welt:

„Ich werde glänzend versorgt, 
habe einen hohen Lohn, reich­
lich zu essen, ein eigenes Radio 
und jeden Morgen meine Zei­
tung.“

„So, ein Radio und die Zei­
tung sogar?“ staunte der Aus­
ländskorrespondent.

„Natürlich", antwortete der 
Pole, „woher sollte ich gonst das 
andere alles wissen?"

Das Abzeichen » Barometer
„Es ist ganz erstaunlich, wie­

viel Parteiabzeichen seit dem 
17. Juni verlorengegangen sind. 
Vorher wurden auch mal einige 
verloren, jedoch konnten sie 
schnell wieder ersetzt werden. 
Aber jetzt zeigt sich bei vielen 
Parteiabzeichen etwas ganz Ei­
genartiges. Anscheinend haben 
die Anstecknadeln die Nerven 
verloren, sind ganz zitterig ge­
worden, brechen ganz einfach 
ab oder rutschen nutsamt dem 
Abzeichen aus dem Unjsehlag 
des Jacketts. Die Abzeichen aber 
haben siQh gegenseitig verabre* 
det, sieh Sieht wieaerfinfien gu

lassen. Man sucht unwillkürlich 
mit den Augen den Fußsteig 
ab . . .

Ist das nicht eine schlimme 
Krankheit? Es erscheint als 
notwendig, daß die Parteileitun­
gen der Betriebsparteiorganisa­
tionen diese Genossen, dabei un­
terstützen, ihre Abzeichen und 
ihr vorübergehend verlorenes 
Klassenbewußtsein wiederzufin­
den . . .**

Bieg schrieb das SED-Organ 
»»Sächsische Leitung“ am 3. Juli 
1953. Da ist wähl nichts hinzu® 
zeitigen . . .
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Weltstädte am Wochenende
Mit der zweistöckigen Eisenbahn nach Versailles

An den Sommer-Wochenenden fliehen die Menschen aus den 
steinernen Städten. Die Londoner, die Pariser, die Römer und 
die New-Yorker — alle besitzen ihre Ausflugsgebiete. Alle ge­
nießen sie dort den Sonntag' auf ihre eigene, besondere Art.
Die P a r i s e r  fahren meist 

mit Kind, Kegel und Proviant 
hinaus in die großen Parks, die 
die Schlösser der Isle de France 
umgeben. Mit den alten zwei­
stöckigen Eisenbahnen geht es 
nach Versailles.

Die L o n d o n e r  -radeln 
zum Picknick an die Themse, 
die westlich der Stadt noch ein 
verhältnismäßig schmales, aber 
sauberes Flüßchen ist. In der 
Gegend um Windsor lagern je­
den Sonntag Tausende auf den 
Thernsewiesen. Die Londoner, 
die lange Anfahrtswege vermei­
den wollen, fahren nur ein paar 
U-Bahn-Stationen und schon 
Sind sie im Hyde-, im Regent-, 
Bichmond- oder Kensington- 
Park, wo sie Spazierengehen, 
liegen, Kaffee trinken, Fußball

Volkswagenfest
Es war eine wohlorganisierte 

Sternfahrt, auf der über lOflO 
Journalisten aus dem In- und 
Ausland zu dem Fest des Yolks- 
wagenwerkes nach Wolfsburg 
kamen. Anlaß war der 500 000. 
Volkswagen, der vom Band 
rsllte. Ein Ereignis von bisher 
einmaliger Art in der Geschichte 
der europäischen Aut ©Produk­
tion.

Fast einer Viertelniillion Men­
schen gibt das Volkswagenwerk 
direkt und indirekt Arbeit und 
Brot. Bei allem Lob, das Direk­
tor Nordhoff seinen’ fast 20 000 
Mitarbeitern zollte, unterstrich 
er doch, daß dieser Aufstieg 
nicht möglich gewesen wäre, 
wenn nicht eine dem Fort­
schritt zugewandte Wirtschafts­
politik der Bundesregierung 
die Möglichkeit dazu geöffnet 
hätte:

Das Yolkswugenwerk produ­
ziere jetzt 700 Wagen je Tag 
und wollfe es in zehn Monaten 
auf etwa 800 Wagen bringen.

Das Volkswagenwerk zahlt 
heute einen Durchschnittslohn 
von 2,15 DM je Stunde und 
wird künftig über die bisheri­
gen 100 Millionen jährlich an 
Löhnen und Gehältern hinaus 
soviel Prozente vom Jahresver­
dienst an die Belegschaft aus­
werfen, wie die jeweilige Ver-

oder Krickett spielen können. 
Der englische Sonntag ist der 
Familie gewidmet.

Die A m s t e r d a m e r  sind 
genau wie die Skandinavier 
Sonnenanbeter, Wenn der Sonn­
tag sich hell und klar 'ankün­
digt, besteigt der Amsterdamer 
mit seiner Frau das- Fahrrad 
und packt die Kinder hinten 
drauf. Hauptausfiugsziel: Die
Blumenfelder ringsum.

Der B r ü s s e l e r  aber spa­
ziert an den entzückenden Seen 
von Ixelles entlang, oder er 
fährt in die nähere Umgebung, 
wo in der letzten Zeit mehrere 
Freilufttheater und Schwimm­
bäder entstanden sind.

Und die R ö m e r ?  In den 
Sonntagsmorgen- und -Vormit­
tagsstunden sieht man viele in

wurde Volksfest
zinsung des 60 Millionen betra­
genden Gesellschaftskapitals 
ausmacht. So wird beispiels­
weise bei vier Prozent Divi­
dende,. die vielleicht für 1953 
ausgeworfen werden können, je­
des Belegschaftsmitglied vier 
Prozent seines Jahresverdienstes 
als Beteiligung am Ertrag er­
halten. Aus Anlaß des Jubilä­
ums erhielt die Belegschaft 
Gratifikationen von 50 bis 130 
DM je nach der Dauer der Be­
triebszugehörigkeit. E. Kl.

Himalaja-Expedition unter Füh­
rung von Dr. Karl Herrligkoffer 
hat den Nanga Parbat, den 
vierthöchsten Berg der Welt, 
bezwungen. Die Expedition war 
die fünfte deutsche an dem 8125 
Meter hohen Berg, der den 
Westpfeiler des Himalaja bil­
det. Die elf Expeditionsteilneh­
mer waren am 17. April ven 
München abgereist. Die berg­
steigerische Leitung lag in den 
Händen von Peter Aschenbren­
ner (Kufstein), Der Österreicher 
Hermann Buhl erreichte bei kla­
rem, blauem Himmel den Gipfel 
und setzte dort die pakistanische

dem großen Park der Villa 
Borghese außerhalb der alten 
Stadtmauern., Andere fahren von 
der Porta San Paolo mit der 
elektrischen Schnellbahn  ̂hinaus 
nach Ostia zum Lido di Roma. 
Wieder andere besuchen die 
ländlichen Gasthöfe in der 
Campagna, wo man einen billi­
gen Wein vorgesetzt bekommt, 
den der Bauer selbst gekeltert 
hat.

Die N e w - Y o r k e r  lassen 
gewöhnlich schon am Sonn-

SSQ, herhsrenl
| Der kleine TAG wird ver- 
j sandt und verteilt ohne Rück- 
| sicht auf die politische Ge-

Isinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar • besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, die Wahrheit zu 

; erfahren. Wer Verdacht hat, 
: daß seine Post überwacht 
; wird, kann den kleinen TAG 

also ruhig bei der Polizei 
©der beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. übrigens 

I wird er auch dort gern 
i gelesen.

abend das Wolkenkratzer-Meer 
hinter sich. Auf den Ausfall­
straßen dagegen drängen sich 
die Autos, denn Benzin und 
Reifen sind billig, und jeder, 
der ein Auto besitzt, ist am 
Wochenende mit ihm unterwegs. 
Eines der Hauptausflugsziele 
der New-Yorker ist der Riesen­
strand von Coney Island. L. M.

Von allen Seiten aus gehen 
der Expedition Glückwunsch­
telegramme zu. Nach Bundes­
präsident Heuss und Vizekanz­
ler Blücher telegrafierte auch 
der österreichische Bundeskanz­
ler Raab an die Expedition. 
Viele ausländische Zeitungen 
würdigten auf ihren Frontseiten 
unter großen Schlagzeilen den 
Erfolg.
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